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NÜRNBERG — Mit Asyl- und
Migrationsrecht hat sich Hans-
Eckard Sommer nahezu sein
ganzes Berufsleben befasst – ob
zu Beginn als Richter am Verwal-
tungsgericht oder nun als Präsi-
dent des Bundesamts für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) in
Nürnberg. Seit gut einem Jahr ist
der 58-Jährige nun im Amt.
Obwohl Beamter und kein
Politiker, scheut sich Sommer
nicht, seine Vorstellungen von
einer geregelten Asyl- und Migra-
tionspolitik öffentlich zu diskutie-
ren. NZ-Chefredakteur Stephan
Sohr befragte Sommer im Nürn-
berger Presseclub.

NZ: Sie haben den Ruf eines „har-
ten Hundes“ in Sachen Asyl und
Migration. Fühlen Sie sich richtig
eingeordnet?

Sommer: Ich habe mich selbst nie so
bezeichnet, das wurde mir von der
Presse zugeschrieben. Ich habe dem
dann nicht widersprochen, weil man
in meinem Zuständigkeitsbereich
schon dann als „harter Hund“ gilt,
wenn man darauf Wert legt, das gel-
tende Recht anzuwenden. Um nichts
anderes geht es mir.

NZ: Nun gibt es Politiker, die
nicht in der Mitte des Parteien-
spektrums stehen und behaup-
ten, sie seien die wahren Wäch-
ter des Rechtsstaates. Was ent-
gegnen Sie jenen?

Sommer: Wir haben in Deutschland
Behörden, und dazu zähle ich die
meinige auch, die in jeder Hinsicht
den rechtsstaatlichen Anforderun-
gen entsprechen und gerade in mei-
nem Bereich auch umfassend euro-
päisches Recht anwenden. Da brau-
chen wir niemanden, der uns darauf
hinweisen müsste, anders arbeiten
zu müssen.

NZ: Etwa 15 Prozent der Asylbe-
scheide halten vor den Verwal-
tungsgerichten nicht stand.
Warum nicht?

Sommer: Grund dafür ist, dass wir
eine andere Rechtsauffassung haben
als manch ein Gericht. Wir haben es
mit Einzelrichtern zu tun, unter
denen es keine einheitliche Rechts-
auffassung gibt, etwa in der Frage, ob
man einen Asylbewerber nach Bulga-
rien zurücküberstellen kann.

NZ: Nun gibt es Organisationen
wie den „Bayerischen Flücht-
lingsrat“, die Asylbewerber hin-
sichtlich ihrer Rechtsmöglichkei-
ten beraten. Sie sehen diese
Organisationen sehr kritisch.
Warum?

Sommer: Natürlich brauchen diese
Menschen Beratung, aber da sind wir
auch auf die Wohlfahrtsverbände

angewiesen. Da gehören die Flücht-
lingsräte nicht dazu. Diese haben ein
politisches Verständnis von dem The-
ma, das mit dem geltenden Recht völ-
lig unvereinbar ist und sie greifen
unentwegt den Staat an, wenn dieser
das Recht durchsetzt. Aus meiner
Sicht bräuchte es deshalb diese
Flüchtlingsräte nicht.

NZ: 2015/16, als hunderttausen-
de von Flüchtlingen nach
Deutschland kamen, war von
Staatsversagen und Kontrollver-
lust die Rede. Zu Recht?

Sommer: Es dürfte kaum ein ande-
res Land weltweit geben, das es in die-
ser Situation geschafft hätte, das Asyl-
system am Laufen zu halten, mehr
schlecht als recht. Mit einem unendli-
chen Kraftaufwand der BAMF-Mitar-
beiter ist das geschafft worden, die
haben im Akkord gearbeitet und
Überstunden noch und nöcher
gemacht. Gleichzeitig mussten sie
sich in der Öffentlichkeit angreifen
lassen. Mittlerweile haben wir es
geschafft, die Fehler, die passiert
sind, auszumerzen. Diese Behörde
war auf diese Situation schlichtweg
nicht vorbereitet.

NZ: Ganz generell: Was verste-
hen Sie unter guter Asyl- und
Migrationspolitik?

Sommer: Letztlich geht es darum,

dass ein Staat, auch der deutsche, die
Zuwanderung steuern will. So steht
es auch im Aufenthaltsgesetz. Wir
wollen möglichst auswählen, wer
kommt und wer nicht. Dieses Prinzip
wird durchbrochen durch das Asyl-
recht. Wir müssen das System so aus-
tarieren, dass von jenen, die über den
Asylweg kommen, möglichst viele
sind, die auch ein Schutzrecht
haben. Wir dürfen also keine
falschen Anreize dafür setzen, illegal
nach Deutschland einzureisen und
müssen umgekehrt alles versuchen,
für die Personen, die wir aus wirt-
schaftlichen Gründen brauchen,
Anreize zu schaffen. Das ist durch
das Migrationspaket, das gerade
durch den Bundesrat verabschiedet
wurde, in die richtige Richtung entwi-
ckelt worden. Im Asylrecht bin ich

noch nicht zufrieden, denn eine aktu-
elle Anerkennungsquote von 36 Pro-
zent bedeutet, dass 64 Prozent derer,
die über den Asylweg einreisen, ohne
Schutzgrund kommen.

NZ: Was sind falsche Anreize für
Asyl in Deutschland?

Sommer: Ein Anreiz, an dem wir
kaum vorbeikommen, weil wir ein
Sozialstaat sind, sind die Leistungen
für Asylbewerber. Es ist für viele Men-
schen, die zu uns kommen, schlicht
unvorstellbar, dass ein Staat jeman-
dem ohne Arbeit Geld gibt. Wichtig
ist, dass der Gesetzgeber sich deshalb
in den letzten Jahren ganz stark auf
Sachleistungen für Asylbewerber
konzentriert hat. Vorsichtig muss
man außerdem sein, Menschen, die
illegal nach Deutschland kommen,
zu schnell zu beschäftigen. Ich mei-
ne, dass die deutschen Unternehmen
ihre Arbeitskräfte nicht durch illega-
le Migration gewinnen können. Man
darf nicht vergessen, dass die Men-
schen heute alle gut vernetzt sind
und der Erfolg ihrer Migration in den
Heimatländern schnell bekannt
wird.

NZ: Wie müsste denn eine
EU-weit einheitliche Asylpolitik
aussehen – und ist eine solche
aus deutscher Sicht erstrebens-
wert?

Sommer: Der gesamte Bereich des
Asylrechts ist EU-rechtlich geregelt,
das deutsche Asylgrundrecht könnte
man komplett aufheben und es wür-
de sich nicht das geringste ändern.
Bisher ist das weitgehend in Richtli-
nien vorgegeben, die in nationales
Recht umgesetzt werden. Die Diskus-
sion in der EU geht aber dahin, diese
Richtlinien in Verordnungen umzu-
setzen, die dann unmittelbar in
Deutschland Gesetz wären. Ich mei-
ne, wir müssen uns nationale Rege-
lungsspielräume erhalten. Denn
Deutschland ist in der EU das Haupt-
zielland für illegale Migration.

NZ: Derzeit erleben wir eine Eska-
lation im Konflikt Italiens mit pri-
vaten Seenotrettern. Italiens
Innenminister Salvini bezeichnet
diese Organisationen als krimi-
nell. Was sagen Sie?

Sommer: Es gibt kein Vertun: Men-
schen, die im Mittelmeer im Wasser
treiben, muss man retten. Anderer-
seits müssen wir einen Weg finden,
die illegale Migration über das Mittel-
meer zu verhindern. Aus meiner
Sicht wäre es sinnvoll, wenn eine
internationale Koalition etwa in Liby-
en eine Schutzzone schaffen würde,
um die Menschen dort unterzubrin-
gen. Denn das sind ganz überwie-
gend Menschen, die in der EU keiner-
lei Schutzgründe haben.
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Hans-Eckard Sommer, Chef des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge:

„Keine falschen Anreize setzen“

Erinnerungen, Warnungen, ein
Tagebuch: Medikamenten-Apps
bieten Patienten auf den ersten
Blick viele Vorteile. Doch bei der
Auswahl sollten Nutzer genau
hinschauen.

HANNOVER/BERLIN — Es ist kein
Anruf und keine Nachricht, das
Smartphone piept aber trotzdem. „12
Uhr, Tablette einnehmen!“ So erin-
nern Apps ihre Nutzer daran, Medika-
mente zu nehmen. Wichtig ist das
vor allem für chronisch Kranke mit
Bluthochdruck, Parkinson oder Dia-
betes, die ihre wichtige Medizin auch
im größten Alltagsstress nicht verges-
sen wollen.

Die Erinnerung ist aber nur eine
Funktion der Medikamenten-Apps.
„Nutzer können über die App auch
eine Art Medikamententagebuch füh-
ren“, sagt Urs-Vito Albrecht vom Ins-
titut für Medizinische Informatik der
Technischen Uni Braunschweig und
der Medizinischen Hochschule Han-
nover. In dem Tagebuch können Pati-
enten festhalten, wie hoch zu wel-
cher Tageszeit ihr Blutdruck oder wie

ihr Wohlbefinden nach der Einnah-
me eines Präparates war.

Manche Apps bieten auch Infos zu
Arzneimitteln, Neben- oder Wechsel-
wirkungen mit anderen Medikamen-
ten. Und andere geben einen Hin-
weis, wenn sich der Tablettenvorrat
dem Ende nähert. Nach Angaben des
Bundesverbands der
Pharmazeutischen Indus-
trie (BPI) gibt es schät-
zungsweise 100 000
deutsch- und englisch-
sprachige Gesundheits-
Apps. „Die Bandbreite
hier ist enorm“, sagt
Albrecht.

Darunter fallen aber
auch Apps, die zu mehr
Bewegung motivieren
wollen oder mit der sich
die Entwicklung von
Babys dokumentieren
lässt. Wie viele reine Medikamenten-
Apps auf dem Markt sind, ist dem BPI
nicht bekannt. „Schätzungsweise
mehrere hundert“, sagt Daniela Hub-
loher von der Verbraucherzentrale
Hessen.

Sich im Angebotsdschungel zu-
rechtzufinden und die passende App
für die eigenen Bedürfnisse auszuma-
chen – „das ist für Patienten gar nicht
so einfach“, sagt BPI-Sprecherin Julia
Richter. Hinter den Apps stecken die
unterschiedlichsten Anbieter: Phar-
mafirmen, Apotheken oder Kranken-

kassen. Die Qualität der
Apps ist laut Richter
höchst unterschiedlich.
Wer auf der Suche nach
einer praxistauglichen
und passenden Medika-
menten-App ist, sollte
am besten seinen behan-
delnden Arzt fragen.

Angehende Nutzer soll-
ten darauf achten, dass
der Anbieter transparent
über sein Produkt infor-
miert, erklärt Albrecht.
Er leitet die multidiszipli-

näre Forschergruppe PLRI MedApp-
Lab, die sich mit den ethisch-rechtli-
chen Rahmenbedingungen des medi-
zinischen Einsatzes von Gesundheits-
Apps auseinandersetzt. Klar erkenn-
bar sollte sein, wer die App auf wel-

cher Basis erstellt hat, wozu sie
gedacht ist und wo die Grenzen sind.

Wird eine Medikamenten-App kos-
tenlos angeboten, sollten Interessen-
ten das kritisch hinterfragen. „Es
muss klar werden, wer die Fin-
anzierung übernommen hat und wel-
che Interessen dahinter stecken“, so
Hubloher. Ein Problem: Derzeit müs-
sen Anbieter von Medikamenten-
Apps den Nutzen ihrer Produkte
nicht nachweisen. „Das ist ein Grund
mehr, bei der Auswahl sehr vorsich-
tig zu sein.“

Wird eine App hingegen klar sei-
tens eines Pharmaherstellers zu the-
rapeutischen Zwecken vermarktet,
dann liegt ein Medizinprodukt vor.
Die App benötigt dann eine CE-Kenn-
zeichnung – damit soll sie techni-
sche Mindestanforderungen erfül-
len. Dennoch: Keinesfalls sollte man
Empfehlungen von Apps blauäugig
befolgen, etwa wenn mögliche Wech-
selwirkungen von zwei Medikamen-
ten beschrieben werden. „Immer bes-
ser auch noch einmal hierzu Rück-
sprache mit dem behandelnden Arzt
halten.“  Sabine Meuter, dpa

Sea-Eye-Aktivisten nähern sich einem von der libyschen Küste
gestarteten Boot mit Migranten. BAMF-Chef Hans-Eckard
Sommer sieht beim Thema Asyl falsche Anreize. Er plädiert
dafür, in Libyen eine Schutzzone zu schaffen, um sich dort
zusammen mit dem Flüchtlingshilfswerk UNHCR um die Men-
schen zu kümmern.

Das Handy piept –
es ist Zeit für die
Medikamente!

Die Bundesregierung will der
Digitalisierung des Gesundheits-
wesens neuen Schub verleihen.
Das Bundeskabinett verabschie-
dete einen Gesetzentwurf, nach
dem Ärzte künftig geprüfte Apps
als Rezept verschreiben können.
Damit Patienten Apps schnell
nutzen können, wird für die Her-
steller ein zügiger Zulassungs-
weg geschaffen. Das Bundesin-
stitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte prüft in einer ersten
Stufe Sicherheit, Funktion, Quali-
tät, Datenschutz und Datensi-
cherheit der Produkte. Sie wer-
den dann ein Jahr lang von der
Krankenkasse erstattet. In dieser
Zeit muss der Hersteller nachwei-
sen, dass die App die Versor-
gung verbessert.
Außerdem wird der Druck auf
Ärzte erhöht, sich an die digitale
Telematik-Infrastruktur anzu-
schließen. Impfausweise oder
Mutterpässe sollen digital abruf-
bar sein. Und auch die Video-
sprechstunde soll Alltag werden.
Das Gesetz soll im Januar in
Kraft treten.  kna
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BAMF-Chef Hans-Eckhard Som-
mer (li.), befragt von NZ-Chefre-
dakteur Stephan Sohr
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Apps gibt es
bald auf Rezept

Patienten können das Smartphone auch für ihre Gesundheit nutzen

Die App sagt, wann es Zeit für die Tabletten ist
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